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BERLIN.Der geplanteGebäudeener-
giepass wird Hauseigentümer nach
Berechnungen der Wohnungswirt-
schaft künftigmitKosten von rund ei-
ner Mrd. Euro pro Jahr belasten.
Nachdem Bundestag und Bundesrat
der Änderung des Energieeinspa-
rungsgesetzes zugestimmt haben,
könnte der Pass bereits ab dem 1. Ja-
nuar 2006 Realität werden.
Der Energiepass dokumentiert,

wie es um die Energieeffizienz eines
Gebäudes bestellt ist. Der Eigentü-
mer wird ihn in Zukunft vorlegen
müssen, wenn ein neuer Mieter in
eine Wohnung einzieht oder wenn
ein Haus verkauft wird. Die künfti-
gen Nutzer sollen rasch feststellen
können, mit welchen Energiekosten
sie rechnenmüssen. EineEU-Richtli-
nie schreibt dem Gesetzgeber vor,
den Pass einzuführen.
Mittlerweile zeichnet sich ab,wel-

che Kostenbelastung auf Hauseigen-
tümer zukommt. Der Bundesver-
band deutscher Wohnungsunterneh-

men (GdW)kalkuliert, dass der soge-
nannte „bedarfsorientierte Energie-
pass“ für ein Mehrfamilienhaus mit
mindestens 300 Euro zu Buche
schlägt. „Für eine sehr fundierteAna-
lyse kann man aber durchaus mit
1 000 Euro kalkulieren“, sagt Ingrid
Vogler vom GdW. Im Durchschnitt
rechnet der GdW mit Kosten von
rund 500 Euro. Die bundeseigene
Deutsche Energie-Agentur (Dena),
die in einem Feldversuch gemeinsam
mitHandwerk,Architektenund Inge-
nieuren 4 100 Energiepässe ausge-
stellt hat, kommt zu ähnlichenErgeb-
nissen: Gut 35 Prozent der Ausweise
kosteten zwischen 301 und 900 Euro,
gut 32 Prozent zwischen 201 und 300
Euro.
Allein im ersten Jahr dürften nach

Einschätzung des GdW für zweiMil-
lionen der insgesamt 17 Millionen
Wohngebäude in Deutschland Aus-
weise fälligwerden, weilMieter oder
Eigentümer wechseln. Bei einem
Durchschnittspreis von 500 Euro je
Pass erreicht die Kostenbelastung
für die Eigentümer somit im ersten

Jahr den Wert von einer Mrd. Euro.
Das Energie-Institut der Universität
Bremen geht davon aus, dass die Zahl
von Mieter- oder Eigentümerwech-
seln eher höher liegenwird.
Der Energiepass war lange um-

stritten. Mit der Änderung des Ener-
gieeinsparungsgesetzes sind nun
seine Eckpunkte definiert. Die De-
tailswerden in einerVerordnung fest-
gelegt, die bereits am 1. Januar 2006
in Kraft treten könnte.
Wichtig für die Wohnungswirt-

schaft: Mit der Gesetzesänderung
ist festgeschrieben, dass der Pass le-
diglich der Information des künfti-
gen Mieters oder Eigentümers
dient. Damit soll verhindert wer-
den, dass das Dokument zum Ein-
fallstor für Klagenwird.
Außerdem sieht das Gesetz vor,

dass die Ausweise grundsätzlich so-
wohl auf Bedarfs- als auch auf Ver-
brauchsbasis erstellt werden kön-
nen. Um diesen Punkt war lange ge-
stritten worden. Die kostengünstige
Variante, den Pass allein auf der Ba-
sis von tatsächlichenVerbrauchswer-

ten – also etwa anhand von Abrech-
nungen des Energieversorgers – zu
erstellen, ist damit nicht vom Tisch,
wird aber eine untergeordnete Rolle
spielen. Sie kann künftig bei Mehrfa-
milienhäusern ab einer bestimmten
Größenordnung angewendet wer-
den. Die Überlegung dahinter: In ei-
nem Wohngebäude mit acht, zehn
oder mehr Mietparteien lässt sich al-
lein anhand der Abrechnungen der
Versorger erkennen, wie effizient die
Energie eingesetzt wird, da sich we-
gen der Vielzahl der Mieter extreme
Ausschläge im Nutzungsverhalten
ausgleichen. Bei allen kleineren Ein-
heiten jedoch ist es unumgänglich,
den tatsächlichen Energiebedarf zu
ermitteln, da anderenfalls bereits ein
einzelner Energieverschwender ein
verzerrtes Bild erzeugen würde. Die
bedarfsorientierte Methode erfor-
dert es, die tatsächlichen baulichen
Gegebenheiten zu ermitteln und zu
bewerten – ein vergleichsweise auf-
wändiges Verfahren.
Wer derVerpflichtung nicht nach-

kommt, einen Energiepass zu erstel-

len, sollte zunächst ein Bußgeld von
bis zu 50 000 Euro zahlen müssen.
Bundestag und Bundesrat beschlos-
sen nun, das Bußgeld auf 15 000 Euro
zu begrenzen. Unter dem Strich ist
die Wohnungswirtschaft mit der jet-
zigen Fassung der Gesetzesänderung
einverstanden: „Das entspricht im
Wesentlichen unseren Vorstellun-
gen“, sagt Ingrid Vogler vomGdW.
Die Dena hofft, dass der Ausweis

dem Modernisierungsmarkt „kräf-
tige Impulse“ gibt. Nach Einschät-
zungderDenawerden derzeit bei Sa-
nierungen Energiesparpotenziale
nur unzureichend genutzt. Das
könnte sich mit dem Energiepass än-
dern: „WennMieter und Käufer stär-
kerWohnungenmit einer guten ener-
getischen Qualität nachfragen, rech-
nen sich auch für Vermieter undVer-
käufer verstärkte Investitionen in
Energieeffizienz.“ Auch das Bauge-
werbe erhofft sich vom Energiepass
Vorteile. Im Idealfall werde der Mo-
dernisierungsmarkt spürbar belebt,
heißt es beim Zentralverband des
Deutschen Baugewerbes (ZDB).

Energiepässe kosten Milliarden
Eigentümer müssen Dokument künftig bei Mieterwechsel oder Verkauf vorlegen – Mehrere hundert Euro je Einzelfall

SILKE KERSTING
HANDELSBLATT, 12.7.2005
BERLIN. Deutsche Unternehmer
klagen über eine restriktive Visa-
Vergabe für ausländischeGeschäfts-
partner. „Es melden immer mehr
Mitgliedsfirmen Schwierigkeiten
mit Einreise-Visa für ihre Kunden“,
sagte Klaus Friedrich, Außenwirt-
schaftsexperte beim Verband Deut-
scher Maschinen- und Anlagenbau
(VDMA), demHandelsblatt.
Man habe den Eindruck, dass

viele Botschaften „kapazitätsmäßig
sehr unter Druck stehen“ und dass
Anträge von Geschäftsleuten heute
eher abgelehnt würden als vor der
Visa-Affäre. Betroffen seien „häufig
relativ junge Manager“, vor allem
aus allen Ländern des Nahen und
Mittleren Ostens, aber auch aus In-
dien, China oder Russland, so der
VDMA.
In der Visa-Affäre werfen Union

und FDP der rot-grünen Regierung
vor, nach dem Regierungswechsel
1998 die Visa-Politik gelockert und
so der illegalen Nutzung deutscher
Einreisevisa Vorschub geleistet zu
haben. Im Dezember hatte der Bun-
destag beschlossen, einen Untersu-
chungsausschuss einzusetzen.
Außenminister Joschka Fischer

(Grüne) übernahm bei seiner Befra-
gung im April die Verantwortung
für die Lockerung der Visa-Praxis.
Bei denVorwürfen ging es vor allem
um Missbrauch bei der Visa-Ver-
gabe in Osteuropa, in erster Linie in
der Ukraine. Am Freitag will der
Ausschuss Bundesinnenminister
Otto Schily (SPD) befragen.

Die Botschaften arbeiteten „24
Stunden an sieben Tagen in derWo-
che“, sagt Jochen Clausnitzer, der
beimDeutschen Industrie- undHan-
delskammertag (DIHK) das Referat
Nah- und Mittelost leitet. Es liege
also nicht am fehlenden „goodwill“,
dass es schwieriger geworden sei,
Visa zu bekommen.Doch in den ara-
bischen Ländern und im Iran „dau-
ern die Verfahren sehr lange“.
Ein Sprecher des Bundesverban-

des des Deutschen Groß- und Au-
ßenhandels (BGA) bemängelt lange
Wartezeiten, die „nicht selten zu
Schwierigkeiten bei der Anbahnung
und dem Abschluss von Geschäften

führen“. Sohätten ausländischeKun-
den, die etwa ein Unternehmen in
Deutschland besuchen wollten, um
eine Maschine zu begutachten, bis
zu vier Wochen auf einen Termin
nur zur Vorsprache für ein Visum
wartenmüssen, hieß es. „Das gefähr-
det Aufträge.“
Schwierigkeiten werden auch auf

bilateralen Wirtschaftskonferenzen
in Deutschland beobachtet, wo Teil-
nehmer nicht erscheinen, weil Ein-
reiseerlaubnisse nicht oder nicht
rechtzeitig erteilt werden. Der Bun-
desverband der Deutschen Indus-
trie (BDI) hat bislang allerdings
„nichts von massiven Beschwerden
gehört“. Vereinzelt aufgefallen sei al-
lerdings Albanien mit einer schärfe-
ren Visa-Vergabe.
Für die Ukraine treffen die Vor-

würfe offenbar nicht zu: „Es gibt
keine zunehmenden Ablehnungen“,
sagte die Delegierte der Deutschen
Wirtschaft in der Ukraine, Karin
Rau, dem Handelsblatt. Im Normal-
fall würden Visa binnen zwei Tagen
erteilt, wenn die Dokumente voll-
ständig vorgelegt würden. Darüber,
ob die Londoner Anschläge das Pro-
blemweiter zuspitzen könnten,wol-
len Unternehmensvertreter bislang
nicht spekulieren. Im Auswärtigen
Amt heißt es, es gebe noch keine be-
lastbaren Zahlen. Die Visa-Vergabe
erfolge nach den gesetzlichen Vor-
schriften.DeutscheDiplomaten ver-
wiesen jedoch auf das Spannungs-
feld zwischen dem Interesse der
Wirtschaft nach Geschäftskontak-
ten mit ausländischen Kunden und
deutschen Sicherheitsinteressen.

ANDREAS RINKE
HANDELSBLATT, 12.7.2005
BERLIN. Bundesaußenminister
Joschka Fischer (Grüne) hat eine
fünfköpfige Historikerkommission
benannt, die die nationalsozialisti-
sche Vergangenheit des Ministeri-
ums aufarbeiten soll. Nach Informa-
tionen des Handelsblattes sollen
dem Gremium drei deutsche, ein
amerikanischer und ein israeli-
scher Historiker angehören. Sie

kommen Anfang September erst-
mals zusammen. Eine Sprecherin
des Auswärtigen Amtes bestätigte
die Informationen auf Anfrage.
Auslöser für dieGeschichtsaufar-

beitung des Außenministeriums
war im Frühjahr dieses Jahres der
Streit um Nachrufe für verstorbene
Diplomaten inder hauseigenenMit-
arbeiterzeitschrift „internAA“.
Nachdem dort Franz Nüßlein ge-
ehrt worden war, der als NS-Ober-
staatsanwalt in Böhmen und Mäh-
ren für mehrere hundert Todesur-
teile verantwortlich war, verbot Fi-

scher jede Würdigung für frühere
NSDAP-Mitglieder. Dies löste öf-
fentlicheProteste vor allemunter äl-
teren Diplomaten aus. In der De-
batte wurde klar, dass die NS-Ge-
schichte des Auswärtigen Amtes
und seines Personals bisher nur an-
satzweise aufgearbeitetwurde. Etli-
che politisch belastete Diplomaten
waren zudem nach dem Krieg vom
bundesrepublikanischen Außenmi-
nisterium wieder eingestellt wor-

den. Fischer entschied deshalb in
Absprache mit dem Personalrat,
eine Historikerkommission einzu-
setzen. Der Auswärtige Ausschuss
des Bundestages stimmte dem Pro-
jekt am 20. April zu. Innenminister
Otto Schily (SPD) lehnte danach ab,
auch die NS-Vergangenheit seines
Hauses untersuchen zu lassen.
DerKommission sollenKlausHil-

debrand (Uni Bonn), Eckart Conze
(Uni Marburg), Norbert Frei (Uni
Jena), Henry Turner (Yale-Univer-
sity) und Mosche Zimmermann
(University of Jerusalem) angehö-

ren. Die Historiker sind renom-
mierte Experten auf demGebiet der
NS-Geschichte und sollen eine un-
abhängige und fundierte Aufarbei-
tungdesThemas garantieren.Hilde-
brand etwa hat ein Standardwerk
zur Geschichte des „Dritten Rei-
ches“ geschrieben. Frei hat sich in-
tensiv mit der Frage beschäftigt,
wie in der Bundesrepublik die NS-
Vergangenheit aufgearbeitet
wurde. Und Turner hat soeben die
Kontakte des Autobauers General
Motors zum Nazi-Regime unter-
sucht. Nicht berücksichtigt wurde
Hans-Jürgen Döscher, dessen Buch
überdieNS-Vergangenheit desAus-
wärtigen Amtes im August neu er-
scheinen soll. Er soll aber zu dem
Colloquium im September eingela-
denwerden.
Der Start des Projekts wird vom

Auswärtigen Amt finanziert. Um
eine möglichst unabhängige Arbeit
zu garantieren, wird aber auch eine
Finanzierung durch wissenschaftli-
cheStiftungenerwogen.Die inhaltli-
chen Schwerpunkte der Arbeit sind
klar: So sollen die Historiker die ge-
naue Rolle des Auswärtigen Amtes
zwischen 1933 und 1945 untersu-
chen. Wie ging das Amt mit seinen
jüdischen Bediensteten um?Welche
Aufgabehatte das „Referat für Juden-
fragen“? Welche Rolle spielten die
Botschaften im NS-Herrschaftssys-
tem? Zudem soll untersucht wer-
den, in welchem Umfang politisch
belastete Diplomaten nach 1945 ein-
gestellt wurden. Der Untersu-
chungszeitraum dürfte dabei bis
mindestens in die 60er-Jahre rei-
chen.
Das Auswärtige Amt hatte schon

früher angekündigt, die Historiker-
Kommissionbis zumSommer ernen-
nen zuwollen. Dass das Colloquium
noch vor der Bundestagswahl statt-
findet, dürfte auch eine politische
Bedeutung haben. Weder Grüne
nochSPDmüssen fürchten, dassPar-
teimitglieder mit unangenehmen
Details belastet werden. Zudem
dürfte es für eine neue Bundesregie-
rung schwieriger werden, das Pro-
jekt stillschweigend zu beerdigen,
wenndieKommissionerst einmal tä-
tig geworden ist.

Schön warm
Anteil am Energieverbrauch in Deutschland
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� Großes Potenzial: Die Deut-
sche Energie-Agentur (Dena)
hat berechnet, dass in den kom-
menden Jahren jährlich
950 000 Wohnungen renoviert
werden. Die Bauherren könn-
ten bei solchen Renovierungen
nach Einschätzung der Dena
noch viel mehr tun, um Energie
zu sparen. Der Energiepass
könne „ein wesentliches Instru-
ment“ werden, um bei anste-
henden Sanierungen die Ener-
gieeffizienz von Gebäuden zu
steigern.
� Pass mit Tipps: Der Energie-
pass wird auf günstige Maßnah-
men zur Verbesserung der Ener-
gie-Effizienz hinweisen.
� Bessere Isolation: Den größ-
ten Teil der privat genutzten
Energie schluckt die Heizung –
und die heizt die Umgebung
kräftig mit, wie das Infrarotbild
zeigt. Schwachpunkt sind oft
die Fenster; mit Wärmeschutz-
gläsern können die Heizkosten
um 20 Prozent gesenkt werden.
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restriktive Visa-Vergabe
Unternehmen klagen über lange Wartezeiten für ausländische Geschäftspartner

Auswärtiges Amt arbeitet
Verstrickung in NS-Geschichte auf
Außenminister beruft auch einen amerikanischen und einen israelischen Historiker
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DONATA RIEDEL
HANDELSBLATT, 12.7.2005
BERLIN. Bundesfinanzminister
Hans Eichel (SPD) setzt in seinem
Haushalt 2006 auf sinkende Kosten
für die Arbeitslosigkeit. Beim Ar-
beitslosengeld II für Langzeitarbeits-
lose will er mit 20,2 Mrd. Euro aus-
kommen.Nachder bisherigenAusga-
benentwicklung in diesem Jahr
dürfte er 2005 dafür 24Mrd. Euro aus-
geben. Zudemerwartet der Finanzmi-
nister, dass der Zuschuss an die Bun-
desagentur für Arbeit, der in diesem
Jahr noch 4,2 Mrd. Euro beträgt, im
kommenden Jahr ganz weg fällt, weil
dieUnternehmendie Sozialversiche-
rungsbeiträge einen halben Monat
früher zahlen müssen. Im Kalender-
jahr 2006 fallen so 13Monatsbeiträge
an.
Die Zahlen gehen aus der Kabi-

nettsvorlage Eichels zum Etat 2006
hervor, die dem Handelsblatt vor-
liegt. AmMittwoch soll das Kabinett
wegen der wahrscheinlichen Neu-
wahl den Etatentwurf nicht beschlie-
ßen, sondern lediglich zur Kenntnis
nehmen. Der Unions-Haushaltsex-
perte Steffen Kampeter (CDU) kriti-
sierte die „Gestaltung“ desHaushalts
durch Einmalmaßnahmen wie beim
Arbeitsmarkt. Der Etat des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Ar-
beit wird so trotz hoher Arbeitslosig-
keit mit einemRückgang von 5,8 Pro-
zent gegenüber 2005 zum Einzeletat
mit dem größtenAusgabenrückgang.
Die stärksten Anstiege verzeichnen
wie angekündigt der Bildungs- und
Forschungsetat sowie der Entwick-
lungshilfeetat. Die anderen Ressorts
zeigen kaumVeränderungen.
Die Lücken im Haushalt 2005, die

Eichel auf 12Mrd. Euro beziffert, sol-
len mit Privatisierungen und neuen
Schulden geschlossen werden. Im
Etat 2006 plant Eichel von vorne he-
rein mit Privatisierungserlösen und
Forderungsverkäufen in Höhe von
23 Mrd. Euro. Er will dabei auch For-
derungen des Bundes aus Mittel-
standskrediten des Marshall-Plan-
Programms verkaufen. Nur so kann
er die Neuverschuldung mit
21,5 Mrd. Euro unter den Investitio-
nen von 22,4 Mrd. Euro halten. Der
Etat hält so das Grundgesetz ein. Ins-
gesamt sollen die Ausgaben des Bun-
des um 0,9 Prozent auf
256,5 Mrd. Euro steigen.
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ebo BRÜSSEL. Die EU drückt beim
Kampf gegen die Bürokratie aufs
Tempo. Noch in diesem Sommerwill
die EU-Kommission eine Reihe ihrer
eigenen Gesetzesvorhaben zurück-
ziehen oder ändern, die schlecht für
die Wettbewerbsfähigkeit gewesen
wären. Außerdem will die Brüsseler
Behörde ein detailliertes Arbeitspro-
grammzurVereinfachung derRecht-
setzung in der EU vorlegen.
Insgesamt stünden 215 Vor-

schläge aus der laufenden EU-Ge-
setzgebung auf dem Prüfstand, er-
fuhr das Handelsblatt aus Brüsseler
Kommissionskreisen. 115 Vorschläge
wurden bereits auf mögliche nega-
tive Folgen für die Wettbewerbsfä-
higkeit geprüft. EinTeil davon dürfte
zurückgezogenwerden.
EU-Industriekommissar Günter

Verheugen will entsprechende
Pläne heute beim informellen Wett-
bewerbsrat inCardiff vorstellen.Ver-
heugen hatte bereits im März ange-
kündigt, die gesamte Rechtsetzung
der EU zu überprüfen und wo mög-
lich zu vereinfachen. Rückende-
ckung erhält Verheugen vom neuen
britischen EU-Ratsvorsitz. Der briti-
sche Premier Tony Blair hat den
Kampf gegen überflüssige bürokrati-
sche Regeln zu einer Priorität seiner
Präsidentschaft erklärt.
Widerstand ist allerdings aus eini-

genEU-Staaten undaus demEuropa-
parlament zu erwarten. Viele der
zum Abschuss freigegebenen Geset-
zesvorschlägewerden bereits imMi-
nisterrat oder im Parlament beraten.
In der Straßburger Kammer wurde
schon die Sorge laut, die geplante
Entbürokratisierung könne zu Las-
ten des Umwelt- und des Arbeits-
schutzes gehen. Auf der Liste der zu
vereinfachenden EU-Regeln stehen
mehrereRichtlinien zurAbfallbesei-
tigung sowie eineRichtlinie zumGe-
sundheitsschutz amArbeitsplatz.

Fußball-WM wird
Tausende von
Stellen schaffen
Die Fußball-Weltmeisterschaft
2006 wird rund 50 000 zusätzli-
che Jobs in Deutschland schaf-
fen. „Bis zu 20 000 Arbeits-
plätze werden davon dauerhaft
bleiben“, sagte der Vizechef
der Bundesagentur für Arbeit
(BA), Heinrich Alt, gestern in
Nürnberg. Die BA und der Deut-
sche Fußball-Bund (DFB) verein-
barten, bei der Besetzung der
Stellen zusammenzuarbeiten.
Die „Beschäftigungsoffensive
WM 2006“ soll vor allem den
Personalbedarf in Hotels und
Gaststätten decken. ap

Mutmaßlicher Mörder
van Goghs schweigt
Im Prozess um den Mord an
dem islamkritischen niederlän-
dischen Regisseur Theo van
Gogh hat der Angeklagte Mo-
hammed B. am ersten Verhand-
lungstag geschwiegen. Der ge-
bürtige Marokkaner, der sich zu
der Tat bekannt hat, ließ seinen
Anwalt erklären, dass er nichts
zu seiner Verteidigung vorbrin-
gen wolle. Van Gogh war am
2. November 2004 in Amster-
dam ermordet worden. dpa

Professuren: Frauenanteil
in zehn Jahren verdoppelt
Der Anteil von Frauen unter
deutschen Professoren hat
sich in den vergangenen zehn
Jahren fast verdoppelt, liegt
aber immer noch bei nur 13,6
Prozent. Dies teilte das Statisti-
sche Bundesamt in Wiesbaden
gestern mit. ap

Arbeitslosenzahl fällt im
Jahresschnitt höher aus
Die Zahl der Arbeitslosen wird
im Jahresschnitt deutlich höher
ausfallen als ursprünglich er-
wartet. Wegen der anhaltend
schwachen Konjunktur rechnet
das Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) für
2005 jetzt mit 4,75 Millionen Ar-
beitslosen – 380 000 mehr als
zunächst erwartet. DJ

Gäfgen klagt in Straßburg
gegen Deutschland
Der Entführer und Mörder des
Bankierssohns Jakob von Metz-
ler, Magnus Gäfgen, hat laut
„Tagesspiegel“ vor dem EU-Ge-
richtshof für Menschenrechte
ein Beschwerdeverfahren we-
gen Folter gegen Deutschland
eingereicht. Der frühere Frank-
furter Polizeivizepräsident Wolf-
gang Daschner hatte Gäfgen
mit Schmerzen drohen lassen,
falls er das Versteck des Jun-
gen nicht verrate. HB
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